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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 25. August 1954 

6 ^ 56003 — 1235/54 IV 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Der Bundesr.n hat in seiner 120. Sitzung am 19. Marz 1954 erneut 
beschlossen, den in seiner 113. Sitzung am 17. Juli 1953 beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Beaufsichtigung der privaten Versicherungs- 
unternehmungen und Bausparkassen 
vom 6. Juni 1931 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 des Grundgesetzes beim Bundestag 
einzubringen. 

Gemäß Artikel 76 Absatz 3 des Grundgesetzes übersende ich anbei 
den Gesetzentwurf nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, 
die Beschlußfassung des Bundestages herbeizuführen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf 
(Anlage 2) Ist beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Unlversltäts-Buchdruckerel Gebr. Scheur. Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger. Bad Godesberg. Rheinallep ^0 
Telefon 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Beaufsichtigung der 
privaten Versidierungsunternehmungen und Bauspar- 
kassen vom 6. Juni 1931 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Reichsgesetz über die Beaufsiditigung 
der privaten Versicherungsunternehmungen 
und Bausparkassen vom 6. Juni 1931 (Reldis- 
gesetzbl. I S. 315) wird wie folgt ergänzt: 

In § 2 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 
„Der Aufsicht nadi diesem Gesetz unter- 
liegen nicht Zweckverbände und nicht- 
rechtsfähige Zusammenschlüsse von Ge- 
bietskörperschaften bzw. Verbänden von 
Gebietskörperschaften, die einen Ausgleich 
von Sdiäden und Lasten bezwecken, wel- 
che ihnen unmittelbar oder den von ihnen 
allein oder mit anderen in selbständiger 
Rechtsform zur Erfüllung öffentlicher 
Aufgaben betriebenen Unternehmen aus 
gesetzlichen oder freiwillig übernom- 
menen Verpflichtungen entstehend* 

Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

Artikel III 

Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


Seit etwa 30 Jahren haben sich Gemeinden 
und Gemeindeverbände in freier Betätigung 
ihrer Selbstverwaltung in den kommunalen 
Schadenausgleichen Einrichtungen geschaffen, 
um im Wege eines freiwilligen Ausgleichs be- 
stimmte Schäden und Lasten (Haftpflicht- 
schäden, Kaskoschäden, Unfallsdiäden) ge- 
meinsam zu tragen. Zur Durchführung des 
Ausgleichs haben sie Verrechnungsstellen — 
meist bei den Geschäftsstellen der kommuna- 
len Spitzenverbände oder bei der Verwaltung 
einer Mitgliedstadt — eingerichtet. Die kom- 
munalen Schadenausgleiche haben nach 1945 
ihre Tätigkeit zum Wohle der angeschlosse- 
nen Gemeinden und Gemeindeverbände ahne 
Unterbrechung fortgesetzt. Die Frage, ob die 
kommunalen Schadenausgleichc als Versiche- 
rungsunternehmungen anzusehen sind, die der 
VersichcriingsaLifsidit; unterliegen, ist vor dem 
Kriege in mehrfadien, wenn auch nidit förm- 
lichen Entsdicldungen des Reichsaufsichtsamts 
für die Privatversidieruiig verneint worden. 
Damit befand sidi das Reidisaufsichtsamt ln 
Übereinstimmung mit der Auffassung aller 
Kommunalaufsichtsbehörden, die in den 
kommunalen Schadenausgleichen wegen ihrer 
Aufgabenstellung und ihrer Arbeitsweise nie- 
mals „wirtschaftliche Unternehmungen“, son- 
dern Selbsthilfeeinrichtungen der Gemeinden 
gesehen haben, die durch Komiiiunalaufsidit 
mit erfaßt werden. 

Neuerdings hat das inzwischen aufgelöste 
Zonenaufsiditsamt für die britische Besat- 
zungszone und ihm folgend das Bundesauf- 
sichtsamt für das Versicherungs- und Bauspar- 
wesen entgegen der Auffassung des Reichs- 
aufsichtsamts den Standpunkt eingenommen, 
daß die kommunalen Schadenausgleiche be- 
grifflich als Versicherungsunternehmungen an- 
zusprechen seien, woraus sich die Konsequenz 
ergeben würde, daß sie In Versicherungsver- 
eine auf Gegenseitigkeit umgewandelt werden 
müßten. Dadurch würde aber der Bestand der 
kommunalen Schadenausgleiche in Frage ge- 
stellt werden. 

Bel Umgründung In Versiehcrungsvereine auf 
Gegenseitigkeit würden die kommunalen 
Schadenausgleiche gezwungen sein, ihren 
Deckungssdiutz zu begrenzen, mindestens für 


gewisse Risiken, z. B. für die Kraftfahrzeug- 
haftpflicht, Prämien zu erheben und eigene 
Rücklagen anzusammeln. Sie würden zu kom- 
munalfremden Unternehmungen werden. Da- 
bei besteht keinerlei sachliche Veranlassung, 
von dem von der kommunalen Selbstverwal- 
tung herausgebildeten System der Ausgleldie 
abzugehen, die sich in ihrer gegenwärtigen 
Form und Arbeitsweise jahrzehntelang be- 
währt und ihre Aufgaben in einfachster 
Weise und mit geringsten Verwaltungs- 
kosten ohne jede Beanstandung durch- 
geführt haben. Eine besondere Fadiauf- 
sicht ist nicht erforderlich, weil bereits die 
Kommunalaufsichtsbehörden darüber wachen, 
daß die in den kommunalen Sdiadenausglei- 
chen zusammengcsdilossenen kommunalen 
Gebictskörperschaften und Zweckverbände 
durch ihre Beteiligung au den Ausgleichen 
keinen Schaden erleiden, und weil diejenigen, 
die einen Anspruch gegen ein Mitglied eines 
kommunalen Sdiadenausgleichs haben, eines 
besonderen Schutzes nicht bedürfen, v/ell die 
gesamte Finanz- und Steuerkraft der im kom- 
munalen Schadenausgleich zusammengesdilos- 
senen Körperschaften über den kommunalen 
Sdiadenausgleidi zu ihrer Befriedigung her- 
angezogen werden kann. Eine besondere Ver- 
slcherungsaufsldit würde auch bei Fortbeste- 
hen der kommunalen Schadenausgleidie in 
ihrer jahrzehntelang bewährten Form keiner- 
lei Ansatzpunkte finden, weil die für ganz 
andere Verhältnisse gegebenen Bestimmungen 
des Gesetzes über die Beaufslditigung der 
privaten Versicherungsunternc^hmungen und 
Bausparkassen auf die kommunalen Schaden- 
ausgleiche keine Anwendung finden können. 
Um ein ungestörtes Weiterarbeiten der kom- 
munalen Sdiadenausgleidie und ihre enge 
Verbundenheit mit den Ihnen angeschlosse- 
nen Gemeinden und Gemeindeverbänden zu 
sichern, Ist es erforderlich, durch ausdrückliche 
gesetzliche Vorschrift ein für allemal klar- 
zustellen, daß Zweckverbände und nicht 
rechtsfähige Zusammenschlüsse von Gebiets- 
körperschaften zum Zwecke eines Ausgleichs 
von Sdiäden und Lasten nldit der Aufsicht 
nach dem Gesetz über die Beaufsichtigung der 
privaten Versicherungsunternchmungen und 
Bausparkassen unterliegen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Dem Entwurf wird in seinem Grundgedan- 
ken zugestimmt, jedoch bedarf er in seiner 
Fassung der Einschränkung. 

Begründung 

Die seit langem von den Gemeinden und Gc- 
mclndeverbänden in Ausübung ihrer Selbst- 
verwaltung geschaffenen freiwilligen Einrich- 
tungen, die unter dem Namen „kommunale 
Schadenausgleiche“ sich damit befassen, Haft- 
pflicht-, Kraftfahrzeug- und Unfallschäden 
ihrer Mitglieder gemeinsam zu tragen, sind 
von dem Bundesaufsichtsamt für das Ver- 
sicherungs- und Bausparwesen und dem Bun- 
desminister der Justiz — von diesem in sei- 
nem Gutachten vom 11. Juni 1953, Anlage 
zu BR-Drucksache Nr. 113/53 — als Ver- 
sidierungsunternehmungen im Sinne des § 1 
VAG erachtet worden. Der Bundesrat be- 
fürchtet, daß die sich hieraus ergebende An- 
wend ung des Versidierungsaufsichtsgesetzes 
den Bestand der kommunalen Schadenaus- 
glelche in Frage stellen würde. Die Einfüh- 
rung der Versicherungsaufsicht über die 
kommunalen Sdiadenausgleiche würde zwar 
bei Gewährung entsprechender Befreiungen 
von den Vorschriften des Versidierungsauf- 
siditsgesetzes in den übrigen Geschäftszwei- 
gen eine Aufgabe des bisher angewandten 
Umlageverfahrens nur für die Kraftfahrver- 
sicherung notwendig machen, für die Prämien 
erhoben werden müßten. Jedoch würden die 
kommunalen Sdiadenausgleidie ihre bisherige 
Rechtsform nicht beibehalten können und in 
Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit sich 
umbilden müssen. Da bei den kommunalen 
Schadenausgleichen das Ziel der Versiche- 
rungsaufsicht, Schutz der Versicherungsneh- 
mer und Sicherung der dauernden Erfüllbar- 
keit ihrer Ansprüche, nicht gefährdet wird, 
sind im Grundsatz Einwendungen gegen den 
Vorschlag des Bundesrates nicht zu erheben. 
Die kommunalen Schadenausgleiche sollten 
von der Versicherungsaufsicht freigestellt 


werden. Jedoch kann der Fassung des Ge- 
setzentwurfs in der vorliegenden Form nicht 
zugestimmt werden. 

Zunächst wäre eine Ausnahmevorschrift der 
in Rede stehenden Art nicht dem die Zustän- 
digkeit zur Entscheidung über die Aufsichts- 
pflicht regelnden § 2 VAG anzufügen, son- 
dern dem den Umfang der Versicherungsauf- 
sicht behandelnden § 1, dessen 4. Absatz eine 
dem Art. I des Entwurfs entsprechende Vor- 
schrift bilden würde. Die Formulierung dieses 
4. Absatzes müßte, um in den Auswirkungen 
übersehbar zu bleiben, sich auf die kommu- 
nalen Schadenausgleiche in ihrer bisherigen 
Form und in ihrer bisherigen Tätigkeit be- 
schränken, Der vorgeschlagenc Wortlaut geht 
jedoch weit über diesen, angesichts der Ge- 
fahr unübersehbarer Berufungen eng zu zie- 
henden Rahmen hinaus. Außer den kom- 
munalen Schadenausgleichen, die „nicht 
rechtsfähige Zusammenschlüsse von Gebiets- 
körperschaften bzw. Verbänden von Gebiets- 
körperschaften“ sind, werden ln dem Ent- 
wurf ohne sonstige Begründung auch Zweck- 
verbände aufgeführt. Zweckverbände haben 
bislang Schäden nicht ausgeglichen. Wenn in 
Zukunft Schadenausgleiche in Zweckverbände 
sich umbilden sollten, würden diese öffent- 
lich-rechtlichen Einrichtungen außerhalb des 
sich auf Privatunternehmungen beschränken- 
den Rahmens des § 1 VAG von der Ver- 
sicherungsaufsicht freizustellen sein. In der 
Hinzunahme der Zweckverbände zu den Aus- 
gleichen und der Lasten zu den Schäden liegt 
die in ihrer Auswirkung nicht abzuschätzende 
Bedeutung des Gesetzesvorschlages. Die vor- 
geschlagene Fassung würde nicht nur die Bil- 
dung zahlreidier neuer Ausgleiche oder 
Zweckverbände, sondern auch die Umwand- 
lung bestehender privater Versicherungsun- 
ternehmungen in Ausgleiche zur Folge haben 
können. Sie würde ferner erhebliche Auswir- 
kungen auf die bestehenden öffentlich-recht- 
lichen Versicherungsanstalten zeitigen kön- 
nen, bei denen ein großer Teil des Kommu- 
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nalgeschaftes liegt. In der vorliegenden Form 
würde der Gesetzesvorschlag mithin eine er- 
hebliche, über die Interessen der kommunalen 
Schadenausgleiclie hinausgehende Durchlöclic- 
rung der in dem VAG umschriebenen Ver- 
sicherungsaufsicht bedeuten. 

Der Entwurf bedarf daher entsprechend der 
gegenwärtigen tatsächlichen Lage sowohl hin- 
sichtlich des Kreises der Beteiligten wie hin- 
sichtlidi des Umfanges der Tätigkeit der Zu- 
sammenschlüsse einer Einengung. Hiernach 
würde folgende, auch von den beteiligten 
Wirtschaftskreisen und den Schadenausglei- 
chen gebilligte Fassung des Art. I Abs. 2 des 
Entwurfs unbedenklich erscheinen: 

„In § 1 wird folgender Absatz 4 eingefügt; 
,Dasseibe gilt von nichtrechtsfähigen Zu- 
sammenschlüssen von Gemeinden oder Ge- 
meindeverbänden, soweit diese den Aus- 
gleich von Schäden folgender Art aus Risi- 
ken ihrer kommunalen Mitglieder und sol- 


cher zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben 
betriebenen öffentlichen oder gemischtwirt- 
schaftlichen Unternehmungen bezwedken, 
an denen ein kommunales Mitglied mit 
mindestens 50 v. H. beteiligt ist; 

a) Schäden, für welche die Mitglieder oder 
ihre Bediensteten auf Grund gesetz- 
licher Haftpflichtbestimmungen von 
Dritten verantwortlidi gemadit werden 
können, 

b) Schäden aus der Haltung von Kraft- 
fahrzeugen, 

c) Leistungen aus der kommunalen Un- 
fallfürsorge. ‘ “ 

Die Begründung des Entwurfs ist in Abs. 1 
im übrigen insofern unrichtig, als das frühere 
Reichsaufsichtsamt für die Privatvcrsidicrung 
den Versicherungscharakter der kommuna- 
len Schadenausgleiche seit 1939 bejaht hat. 
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